
Auslandsbeteiligung: Vermeidung der wirtschaftli-
chen Doppelbesteuerung von aus Drittstaaten stam-
menden Dividenden 

AEUV Art. 49, Art. 63 

1. Die Art. 49 AEUV u. 63 AEUV sind dahin auszule-
gen, dass sie einer Regelung eines Mitgliedstaats ent-
gegenstehen, die die Befreiungsmethode auf Dividen-
den aus inländischen Quellen und die Anrechnungs-
methode auf Dividenden aus ausländischen Quellen 
anwendet, wenn sich erweist, dass zum einen die Steu-
ergutschrift für die Dividenden empfangende Gesell-
schaft im Rahmen der Anrechnungsmethode dem Be-
trag der Steuer entspricht, die tatsächlich auf die den 
ausgeschütteten Dividenden zugrunde liegenden Ge-
winne entrichtet worden ist, und zum anderen in dem 
betreffenden Mitgliedstaat das effektive Besteue-
rungsniveau für die Gewinne von Gesellschaften gene-
rell unter dem vorgeschriebenen Steuersatz liegt. 

2. Die Antworten des Gerichtshofs auf die zweite und 
die vierte Frage im Urt. v. 12.12.2006 – C-446/04 – 
Test Claimants in the FII Group Litigation [GmbHR 
2007, 103 (LS)], gelten auch in Fällen, in denen 

– die ausländische Körperschaftsteuer, mit der die 
den ausgeschütteten Dividenden zugrunde liegen-
den Gewinne belegt waren, nicht oder nicht voll-
ständig von der gebietsfremden Gesellschaft, die 
diese Dividenden an die gebietsansässige Gesell-
schaft zahlt, sondern von einer in einem Mitglied-
staat ansässigen direkten oder indirekten Tochter-
gesellschaft der erstgenannten Gesellschaft entrich-
tet worden ist; 

– die Körperschaftsteuervorauszahlung nicht von 
der gebietsansässigen Gesellschaft entrichtet wor-
den ist, die die Dividenden von einer gebietsfrem-
den Gesellschaft empfangen hat, sondern im Rah-
men der Regelung der Gruppenbesteuerung von 
ihrer gebietsansässigen Muttergesellschaft. 

3. Das Unionsrecht ist dahin auszulegen, dass eine in 
einem Mitgliedstaat ansässige Muttergesellschaft, die 
im Rahmen einer Regelung der Gruppenbesteuerung 
wie der im Ausgangsverfahren in Rede stehenden un-
ter Verstoß gegen das Unionsrecht gezwungen war, 
die Körperschaftsteuervorauszahlung auf den aus Di-
videnden aus ausländischen Quellen stammenden Teil 
ihres Gewinns zu entrichten, einen Anspruch auf Er-
stattung der zu Unrecht erhobenen Steuer hat, soweit 
diese den Mehrbetrag der Körperschaftsteuer über-
steigt, den der betreffende Mitgliedstaat erheben durf-
te, um den im Vergleich zu dem nominalen Steuersatz 
für die Gewinne der gebietsansässigen Muttergesell-
schaft niedrigeren nominalen Steuersatz für die den 
Dividenden aus ausländischen Quellen zugrunde lie-
genden Gewinne auszugleichen. 

4. Das Unionsrecht ist dahin auszulegen, dass sich ei-
ne im Gebiet eines Mitgliedstaats ansässige Gesell-
schaft, die eine Beteiligung an einer in einem Drittland 
ansässigen Gesellschaft hält, die ihr einen sicheren 
Einfluss auf die Entscheidungen der letztgenannten 



Gesellschaft verschafft, auf Art. 63 AEUV berufen 
kann, um die Vereinbarkeit einer Regelung dieses 
Mitgliedstaats über die steuerliche Behandlung von 
Dividenden aus Quellen dieses Drittlands, die nicht 
ausschließlich auf Situationen anwendbar ist, in dem 
die Muttergesellschaft einen entscheidenden Einfluss 
auf die Dividenden ausschüttende Gesellschaft ausübt, 
mit dieser Bestimmung in Frage zu stellen. 

5. Die Antwort des Gerichtshofs auf die dritte Frage 
in der Rechtssache, in der das Urt. Test Claimants in 
the FII Group Litigation ergangen ist, gilt nicht, wenn 
in anderen Mitgliedstaaten ansässige Tochtergesell-
schaften, auf die keine Übertragung der Körperschaft-
steuervorauszahlung erfolgen konnte, im Mitgliedstaat 
der Muttergesellschaft nicht besteuert werden. 

EuGH, Urt. v. 13.11.2012 – Rs. C-35/11 – Test Clai-
mants in the FII Group Litigation 

 

Urteil 

[1] Das Vorabentscheidungsersuchen betrifft die Ausle-
gung der Art. 49 AEUV u. 63 AEUV. 

[2] Dieses Ersuchen ergeht im Rahmen der Anwendung 
des Urt. v. 12.12.2006 – C-446/04 – Test Claimants in the 
FII Group Litigation, Slg. 2006, I-11753 = GmbHR 2007, 
103 (LS), und bezweckt die Klarstellung verschiedener 
Randnummern dieses Urteils. 

 

Recht des Vereinigten Königreichs 

[3] Nach den im Vereinigten Königreich geltenden Steu-
ervorschriften unterliegen Gewinne, die eine dort ansässi-
ge Gesellschaft oder eine Gesellschaft, die nicht dort an-
sässig ist, dort jedoch über eine Tochtergesellschaft oder 
Zweigniederlassung einer Geschäftstätigkeit nachgeht, im 
Laufe eines Geschäftsjahrs erzielt, in diesem Staat der 
Körperschaftsteuer. 

[4] Seit 1973 wendet das Vereinigte Königreich Großbri-
tannien und Nordirland ein Besteuerungssystem der soge-
nannten „Teilanrechnung“ an, wonach bei Gewinnaus-
schüttungen durch eine gebietsansässige Gesellschaft zur 
Vermeidung einer wirtschaftlichen Doppelbesteuerung 
ein Teil der von dieser Gesellschaft gezahlten Körper-
schaftsteuer deren Anteilseignern angerechnet wird. Bis 
6.4.1999 beruhte dieses System auf der Vorauszahlung 
der Körperschaftsteuer durch die ausschüttende Gesell-
schaft einerseits und einer den Dividenden beziehenden 
Anteilseignern gewährten Steuergutschrift andererseits, 
die für die im Vereinigten Königreich ansässigen Divi-
denden beziehenden Gesellschaften mit einer Befreiung 
der von einer ebenfalls dort ansässigen Gesellschaft erhal-
tenen Dividenden von der Körperschaftsteuer einherging. 

 

Die Vorauszahlung der Körperschaftsteuer 

[5] Nach Section 14 des Einkommen- und Körperschaft-
steuergesetzes von 1988 (Income and Corporation Taxes 



Act 1988, im Folgenden: ICTA) in der auf den Ausgangs-
sachverhalt anwendbaren Fassung muss eine im Vereinig-
ten Königreich ansässige Gesellschaft, die Dividenden an 
ihre Anteilseigner ausschüttet, eine Körperschaftsteuervo-
rauszahlung leisten (advance corporation tax, im Folgen-
den: ACT), die sich nach der Höhe oder dem Wert der 
Ausschüttung richtet. 

[6] Eine Gesellschaft kann die ACT, die sie für eine im 
Laufe eines bestimmten Geschäftsjahrs vorgenommene 
Ausschüttung geleistet hat, innerhalb bestimmter Grenzen 
mit der Körperschaftsteuer verrechnen, die sie für dieses 
Geschäftsjahr schuldet („mainstream corporation tax“). 
Reicht die Körperschaftsteuerschuld eines Unternehmens 
für eine vollständige Verrechnung der ACT nicht aus, so 
kann die überschüssige ACT entweder auf ein früheres 
oder künftiges Geschäftsjahr oder auf Tochtergesellschaf-
ten dieser Gesellschaft übertragen werden, die sie mit ih-
rer eigenen Körperschaftsteuerschuld verrechnen können. 
Die überschüssige ACT kann nur auf Tochtergesellschaf-
ten übertragen werden, die im Vereinigten Königreich an-
sässig sind. 

[7] Eine Gruppe von im Vereinigten Königreich ansässi-
gen Gesellschaften kann auch für eine Gruppenbesteue-
rung optieren; dies ermöglicht es den zu dieser Gruppe 
gehörenden Gesellschaften, die Leistung der ACT aufzu-
schieben, bis die Muttergesellschaft dieser Gruppe eine 
Dividendenausschüttung vornimmt. 

 

Die Situation der gebietsansässigen Aktionäre, die Divi-
denden von gebietsansässigen Gesellschaften beziehen 

[8] Nach Section 208 ICTA muss ein im Vereinigten Kö-
nigreich ansässiges Unternehmen auf Dividenden, die es 
von einer ebenfalls dort ansässigen Gesellschaft erhält, 
keine Körperschaftsteuer entrichten. 

[9] Außerdem führt nach Section 231 (1) ICTA jede der 
ACT unterliegende Dividendenausschüttung durch eine 
gebietsansässige Gesellschaft an eine andere gebietsan-
sässige Gesellschaft bei Letzterer zu einer Steuergut-
schrift in Höhe des entsprechenden Teils der von der erst-
genannten Gesellschaft geleisteten ACT. 

[10] Nach Section 238 (1) ICTA stellen die erhaltene Di-
vidende und die Steuergutschrift zusammen für die Emp-
fängergesellschaft den „befreiten Kapitalertrag“ (Franked 
Investment Income oder FII) dar. 

[11] Eine im Vereinigten Königreich ansässige Gesell-
schaft, die von einer anderen gebietsansässigen Gesell-
schaft Dividenden erhalten hat, deren Ausschüttung zu ei-
ner Steuergutschrift berechtigt hat, kann den von dieser 
anderen Gesellschaft geleisteten ACT-Betrag überneh-
men und ihn von dem ACT-Betrag abziehen, den sie 
selbst bei einer Dividendenausschüttung an ihre Anteils-
eigner zu zahlen hat, so dass sie die ACT nur für den 
Überschuss zahlt. 

 

Die Situation der gebietsansässigen Aktionäre, die Divi-
denden von gebietsfremden Gesellschaften beziehen 



[12] Erhält eine im Vereinigten Königreich ansässige Ge-
sellschaft Dividenden von einer gebietsfremden Gesell-
schaft, so muss sie auf diese Dividenden Körperschafts-
teuer entrichten. 

[13] In einem solchen Fall hat die Gesellschaft, die diese 
Dividenden erhält, keinen Anspruch auf eine Steuergut-
schrift, und die erhaltenen Dividenden werden nicht als 
FII qualifiziert. Nach den Sections 788 u. 790 ICTA er-
hält sie jedoch eine Steuerentlastung aufgrund der von der 
ausschüttenden Gesellschaft in deren Sitzstaat gezahlten 
Steuer; diese Entlastung wird entweder nach den im Ver-
einigten Königreich geltenden Rechtsvorschriften oder 
nach einem Doppelbesteuerungsabkommen zwischen die-
sem und dem betreffenden anderen Staat gewährt. 

[14] Das nationale Recht ermöglicht es somit, die Quel-
lensteuer, die auf von einer gebietsfremden Gesellschaft 
ausgeschüttete Dividenden erhoben wurde, auf die Kör-
perschaftsteuer anzurechnen, die die gebietsansässige Ge-
sellschaft, die diese Dividenden erhält, zu zahlen hat. 
Kontrolliert diese gebietsansässige Gesellschaft unmittel-
bar oder mittelbar 10 % oder mehr der Stimmrechte der 
ausschüttenden Gesellschaft oder ist sie Tochtergesell-
schaft einer Gesellschaft, die unmittelbar oder mittelbar 
10 % oder mehr der Stimmrechte der ausschüttenden Ge-
sellschaft kontrolliert, so erstreckt sich die Entlastung auf 
die zugrunde liegende ausländische Körperschaftsteuer, 
die auf die Gewinne entrichtet wurde, aus denen die Divi-
denden gezahlt werden. Für diese im Ausland entrichtete 
Steuer kann eine Entlastung nur bis zur Höhe der im Ver-
einigten Königreich auf die betreffenden Einkünfte zu 
zahlenden Körperschaftsteuer gewährt werden. 

[15] Ähnliche Regelungen gelten nach den vom Vereinig-
ten Königreich abgeschlossenen Doppelbesteuerungsab-
kommen. 

[16] Schüttet eine gebietsansässige Gesellschaft Dividen-
den an ihre eigenen Anteilseigner aus, so muss sie ACT 
entrichten. 

[17] Was die Möglichkeit der Verrechnung der aufgrund 
einer solchen Ausschüttung entrichteten ACT mit der von 
der betreffenden gebietsansässigen Gesellschaft geschul-
deten Körperschaftsteuer angeht, kann der Umstand, dass 
diese gebietsansässige Gesellschaft Dividenden von einer 
gebietsfremden Gesellschaft erhält, insbesondere aus dem 
Grund zu einer überschüssigen ACT führen, weil bei der 
Ausschüttung von Dividenden durch eine gebietsfremde 
Gesellschaft, wie in Rz. 13 des vorliegenden Urteils aus-
geführt, keine Steuergutschrift erteilt wird, die die ge-
bietsansässige Gesellschaft von der ACT abziehen könn-
te, die sie bei einer Dividendenausschüttung an ihre eige-
nen Anteilseigner entrichten muss. 

 

Die Regelung des ausländischen Dividendenertrags 

[18] Seit dem 1.7.1994 kann eine gebietsansässige Gesell-
schaft, die Dividenden von einer gebietsfremden Gesell-
schaft erhält, bei der Ausschüttung einer Dividende an ih-
re eigenen Anteilseigner bestimmen, dass diese als „aus-
ländischer Dividendenertrag“ (Foreign Income Dividend, 



im Folgenden: FID) qualifiziert wird; auf den FID ist 
ACT zu entrichten, er ermöglicht es der Gesellschaft je-
doch, soweit er dem Betrag ihrer Dividenden aus auslän-
dischen Quellen entspricht, eine Erstattung der gezahlten 
überschüssigen ACT zu verlangen. 

[19] Während die ACT innerhalb von vierzehn Tagen 
nach dem Quartal, in dem die Dividende gezahlt wurde, 
zu entrichten ist, kann die überschüssige ACT von dem 
Zeitpunkt an erstattet werden, von dem an die gebietsan-
sässige Gesellschaft die Körperschaftsteuer schuldet, d. h. 
neun Monate nach Ende des Geschäftsjahrs. 

[20] Das ACT-System wurde einschließlich des FID-
Systems für vom 6.4.1999 an vorgenommene Dividen-
denausschüttungen abgeschafft. 

 

Sachverhalt und Vorlagefragen 

[21] Der High Court of Justice (England & Wales), Chan-
cery Division, ersucht erstens um eine Klarstellung der 
Rz. 56 und der Nr. 1 des Tenors des Urt. Test Claimants 
in the FII Group Litigation. Er verweist darauf, dass der 
Gerichtshof in den Rz. 48 bis 53, 57 u. 60 dieses Urteils 
entschieden hat, dass nationale Rechtsvorschriften, die auf 
Dividenden aus inländischen Quellen ein Befreiungssys-
tem und auf Dividenden aus ausländischen Quellen ein 
Anrechnungssystem anwenden, nicht gegen die Art. 49 
AEUV u. 63 AEUV verstoßen, sofern der Steuersatz für 
Dividenden aus ausländischen Quellen nicht höher ist als 
derjenige für Dividenden aus inländischen Quellen und 
die Steuergutschrift zumindest genauso hoch ist wie der 
im Mitgliedstaat der ausschüttenden Gesellschaft gezahlte 
Betrag, bis zur Höhe der im Mitgliedstaat der Empfänger-
gesellschaft festgesetzten Steuer. 

[22] Die Klägerinnen des Ausgangsverfahrens haben vor 
dem Gerichtshof angeführt, dass, wie aus Rz. 54 des Urt. 
Test Claimants in the FII Group Litigation hervorgeht, 
„die Empfängergesellschaft nach den im Vereinigten Kö-
nigreich geltenden Rechtsvorschriften bei einer Ausschüt-
tung von Dividenden aus inländischen Quellen keine 
Körperschaftsteuer auf diese Dividenden zahlen müsse, 
und zwar unabhängig von der Steuer, die die ausschütten-
de Gesellschaft entrichtet habe, d.h., auch wenn diese 
aufgrund der ihr gewährten Entlastungen überhaupt keine 
Steuer entrichten müsse oder eine unter dem im Vereinig-
ten Königreich geltenden Nominalsatz liegende Körper-
schaftsteuer zahle“. Hierzu hat der Gerichtshof in den 
Rz. 55 u. 56 des Urt. festgestellt: 

„[55] Die Regierung des Vereinigten Königreichs hat dies 
nicht bestritten, macht jedoch geltend, dass die Anwendung 
unterschiedlicher Besteuerungsniveaus auf die ausschütten-
de Gesellschaft und die Empfängergesellschaft nur unter 
ganz außergewöhnlichen Umständen vorkomme, die im 
Ausgangsverfahren nicht vorlägen. 

[56] Es ist insoweit Sache des vorlegenden Gerichts, zu prü-
fen, ob die Steuersätze wirklich gleich sind und unterschied-
liche Besteuerungsniveaus nur in bestimmten Fällen auf-
grund einer Änderung der Besteuerungsgrundlage infolge 
bestimmter ausnahmsweise gewährter Entlastungen vor-
kommen.“ 



[23] Auf das Urt. Test Claimants in the FII Group Litiga-
tion hin haben die Klägerinnen des Ausgangsverfahrens 
dem High Court of Justice (England & Wales), Chancery 
Division, Sachverständigengutachten zum Beweis dafür 
vorgelegt, dass das tatsächliche Besteuerungsniveau bei 
den Gewinnen der gebietsansässigen Gesellschaften in 
den meisten Fällen unter dem nominalen Steuersatz liege 
und dass diese Situation daher nicht als außergewöhnlich 
eingestuft werden könne. 

[24] Die Beklagten des Ausgangsverfahrens stellen die 
von den Klägerinnen vorgelegten Beweismittel für das 
tatsächliche Besteuerungsniveau der gebietsansässigen 
Gesellschaften nicht in Frage. Sie vertreten dagegen die 
Ansicht, dass die nach Rz. 56 des Urt. Test Claimants in 
the FII Group Litigation vom nationalen Gericht vorzu-
nehmende Prüfung in keinem Zusammenhang mit den tat-
sächlichen Besteuerungsniveaus stehe. Aus dem Um-
stand, dass das Vereinigte Königreich in seinen beim Ge-
richtshof eingereichten schriftlichen Erklärungen die im 
nationalen Recht vorgesehene Steuerentlastung für kleine 
Unternehmen erwähnt habe, schließen die Beklagten, dass 
das vorlegende Gericht allein zu prüfen habe, ob der Un-
terschied zwischen den nominalen Steuersätzen, die ei-
nerseits auf Dividenden ausschüttende gebietsansässige 
Gesellschaften und andererseits auf Dividenden empfan-
gende gebietsansässige Gesellschaften anwendbar seien, 
nur unter außergewöhnlichen Umständen bestehe. 

[25] Das vorlegende Gericht ist der Ansicht, es habe das 
effektive Besteuerungsniveau zu prüfen, das auf von ge-
bietsansässigen Gesellschaften ausgeschüttete Gewinne 
anwendbar sei, hält es jedoch für erforderlich, den Ge-
richtshof hierzu zu befragen. 

[26] Zweitens ersucht das vorlegende Gericht um eine 
Klarstellung zu den Nr. 2 u. 4 des Tenors des Urt. Test 
Claimants in the FII Group Litigation. Es möchte wissen, 
ob diese Nummern nur für im Vereinigten Königreich an-
sässige Gesellschaften gelten, die unmittelbar Dividenden 
einer gebietsfremden Tochtergesellschaft beziehen, die in 
ihrem Sitzstaat Körperschaftsteuer auf die den Dividen-
den zugrunde liegenden Gewinne gezahlt hat, oder ob sie 
auch gilt, wenn die gebietsfremde Tochtergesellschaft 
selbst keine – oder nur geringe – Steuern gezahlt hat, aber 
die ausgeschütteten Dividenden aus Gewinnen ausgezahlt 
worden sind, die Dividenden umfassen, die von einer in 
einem Mitgliedstaat ansässigen Enkelgesellschaft auf 
Gewinne ausgeschüttet worden sind, auf die in diesem 
Staat Körperschaftsteuer gezahlt worden ist. 

[27] Das vorlegende Gericht erläutert hierzu, dass die ge-
bietsfremde Tochtergesellschaft sehr häufig in ihrem Sitz-
staat keine Steuer auf die Gewinne entrichte, aus denen 
die Dividenden an ihre gebietsansässige Muttergesell-
schaft gezahlt würden. Dies sei vor allem auf den weit 
verbreiteten Rückgriff internationaler Konzerne auf zwi-
schengeschaltete Beteiligungsgesellschaften zurückzufüh-
ren, die wenig oder gar keine Steuern auf ihre Gewinne 
zahlten. Die Staaten, in denen diese Beteiligungsgesell-
schaften ihren Sitz hätten, gewährten häufig eine Steu-
erentlastung zur Vermeidung der Doppelbesteuerung für 
die auf die ausgeschütteten Gewinne entrichteten Steuern. 



[28] Drittens möchte das vorlegende Gericht wissen, ob 
sich Nr. 2 des Tenors des Urt. Test Claimants in the FII 
Group Litigation auf den Fall beschränkt, dass die ge-
bietsansässige Gesellschaft, die die Dividenden einer ge-
bietsfremden Gesellschaft empfängt, selbst die ACT ent-
richtet, oder ob diese Nummer nur für den Fall gilt, dass 
die gebietsansässige Gesellschaft für die Regelung der 
Gruppenbesteuerung optiert hat. Im Rahmen einer sol-
chen Regelung wird die ACT von einer in der Struktur der 
Gruppe auf einer höheren Stufe angesiedelten Gesell-
schaft entrichtet. Das vorlegende Gericht ersucht auch um 
Auskunft darüber, ob im letztgenannten Fall, der vom Ge-
richtshof in Rz. 10 des Urt. Test Claimants in the FII 
Group Litigation ausgenommen worden ist, eine Verlet-
zung des Unionsrechts vorliegt, so dass nach den vom Ge-
richtshof in seinem Urt. v. 9.11.1983 – 199/82 – San Gi-
orgio, Slg. 1983, 3595, aufgestellten Grundsätzen ein Er-
stattungsrecht der auf einer höheren Stufe angesiedelten 
Gesellschaft besteht, die die ACT tatsächlich gezahlt hat. 

[29] Nach Ansicht der Beklagten des Ausgangsverfahrens 
wurde jedoch die im vorliegenden Fall von dieser Gesell-
schaft gezahlte ACT ordnungsgemäß erhoben, so dass die 
von dieser Gesellschaft erlittenen Einbußen nur Gegen-
stand einer Schadensersatzklage sein könnten, wenn die 
vom Gerichtshof in seinem Urt. v. 5.3.1996 – C-46/93 u. 
C-48/93 – Brasserie du pêcheur und Factortame, 
Slg. 1996, I-1029, aufgestellten Voraussetzungen erfüllt 
seien. 

[30] Viertens weist das vorlegende Gericht darauf hin, 
dass sich die erste im Urt. Test Claimants in the FII Group 
Litigation gestellte Frage auf die Dividenden beschränkt 
habe, die in anderen Mitgliedstaaten ansässige Gesell-
schaften bezogen hätten. Als die Rechtssache wieder zum 
High Court of Justice (England & Wales), Chancery Divi-
sion, gelangt sei, hätten die Klägerinnen des Ausgangs-
verfahrens jedoch geltend gemacht, dass die im Vereinig-
ten Königreich geltende Regelung im Licht der sich fort-
entwickelnden Rspr. des Gerichtshofs auch gegen Art. 63 
AEUV verstoße, soweit dieser auf Dividenden Anwen-
dung finde, die von in Drittländern ansässigen Tochterge-
sellschaften bezogen würden. Nach Ansicht der Klägerin-
nen des Ausgangsverfahrens ist Art. 63 AEUV anwend-
bar, da die Rechtsvorschriften des Vereinigten König-
reichs unabhängig vom Umfang der Beteiligung, die der 
Betreffende an der in einem Drittstaat ansässigen aus-
schüttenden Gesellschaft halte, Anwendung fänden. 

[31] Die Beklagten des Ausgangsverfahrens sind jedoch 
der Ansicht, dass Art. 63 AEUV nicht anwendbar sei, 
wenn die in einem Mitgliedstaat ansässige Gesellschaft 
einen sicheren Einfluss auf die Entscheidungen einer in 
einem Drittland ansässigen Gesellschaft ausübe und deren 
Tätigkeiten bestimmen könne. Nach Ansicht des vorle-
genden Gerichts stützen die Urt. v. 24.5.2007 – C-157/05 
– Holböck, Slg. 2007, I-4051 = GmbHR 2007, 770 m. 
Komm. Rehm/Nagler, v. 18.12.2007 – C-101/05 – A, 
Slg. 2007, I-11531 = GmbHR 2008, 157 [LS], und v. 
17.9.2009 – C-182/08 – Glaxo Wellcome, Slg. 2009, I-
8591, das Vorbringen der Klägerinnen des Ausgangsver-
fahrens. 



[32] Fünftens ersucht das vorlegende Gericht um eine 
Klarstellung der Nr. 3 des Tenors des Urt. Test Claimants 
in the FII Group Litigation, die die in Rz. 6 des vorlie-
genden Urteils erwähnte ACT-Regelung betrifft, wonach 
eine im Vereinigten Königreich ansässige Muttergesell-
schaft ACT an ihre gebietsansässigen Tochtergesellschaf-
ten übertragen könne, so dass die ACT mit der Körper-
schaftsteuerschuld dieser Tochtergesellschaften verrech-
net werden könne. Die Klägerinnen des Ausgangsverfah-
rens hätten geltend gemacht, dass diese Regelung gegen 
Art. 49 AEUV verstoße, soweit diese Möglichkeit auf im 
Vereinigten Königreich ansässige Tochtergesellschaften 
beschränkt sei. Wenn sich das Vereinigte Königreich für 
die Anwendung dieser Vorschriften entschieden habe, sei 
es dazu verpflichtet, eine gleichwertige Entlastung vorzu-
sehen, wie etwa die Erstattung der ACT als Ausgleich für 
die Körperschaftsteuer, die von in der EU ansässigen 
Tochtergesellschaften gezahlt werde. 

[33] In Rz. 115 seines Urt. Test Claimants in the FII 
Group Litigation hat der Gerichtshof die Prüfung dieser 
Frage mit der Feststellung eingeleitet, „dass sich die Erör-
terung vor dem Gerichtshof auf die für eine gebietsansäs-
sige Gesellschaft bestehende Unmöglichkeit beschränkt 
hat, überschüssige ACT auf gebietsfremde Tochtergesell-
schaften zu übertragen, damit diese sie auf die Körper-
schaftsteuer anrechnen können, die sie im Vereinigten 
Königreich für dort ausgeübte Tätigkeiten zahlen müs-
sen“. 

[34] Die in Rz. 139 und in Nr. 3 des Tenors dieses Urteils 
erteilte Antwort betrifft somit nicht den Fall, dass die ge-
bietsfremde Gesellschaft der Körperschaftsteuer nur im 
Mitgliedstaat ihres Sitzes unterlag. Das vorlegende Ge-
richt möchte daher wissen, ob die Antwort in Nr. 3 des 
Tenors des Urt. Test Claimants in the FII Group Litigati-
on anders ausfällt, wenn die gebietsfremden Tochterge-
sellschaften, an die keine überschüssige ACT übertragen 
werden konnte, nicht im Mitgliedstaat der Muttergesell-
schaft besteuert werden. 

[35] Unter diesen Umständen hat der High Court of Jus-
tice (England & Wales), Chancery Division, das Verfah-
ren ausgesetzt und dem Gerichtshof folgende Fragen zur 
Vorabentscheidung vorgelegt: 

1. Beziehen sich die Bezugnahmen auf „Steuersätze“ 
und „unterschiedliche Besteuerungsniveaus“ in Rz. 56 
des Urt. Test Claimants in the FII Group Litigation 

a) ausschließlich auf die gesetzlichen bzw. nominalen 
Steuersätze oder 

b) sowohl auf die effektiven Steuersätze als auch auf 
die gesetzlichen bzw. nominalen Steuersätze, oder 

c) haben die genannten Ausdrücke eine andere Be-
deutung, und falls ja, welche? 

2. Macht es für die Antwort des Gerichtshofs auf die 
zweite und die vierte Vorlagefrage in der mit dem Urt. 
Test Claimants in the FII Group Litigation abge-
schlossenen Rechtssache einen Unterschied, wenn 

a) die ausländische Körperschaftsteuer nicht (oder 
nicht vollständig) von der gebietsfremden Gesell-



schaft, die die Dividende an die gebietsansässige 
Gesellschaft ausschüttet, gezahlt wird, die Divi-
dende jedoch aus Gewinnen ausgeschüttet wird, 
die von ihrer in einem Mitgliedstaat ansässigen di-
rekten oder indirekten Tochtergesellschaft ausge-
schüttete Dividenden umfassen, die aus Gewinnen 
gezahlt wurden, auf die in diesem Staat bereits 
Steuern entrichtet worden sind, und/oder 

b) die ACT nicht von der gebietsansässigen Gesell-
schaft gezahlt wird, die die Dividende von einer 
gebietsfremden Gesellschaft bezieht, sondern von 
ihrer direkten oder indirekten gebietsansässigen 
Muttergesellschaft im Anschluss an die weitere 
Ausschüttung der Gewinne der Empfängergesell-
schaft, die direkt oder indirekt die Dividende um-
fassen? 

3. Hat die Gesellschaft, die die ACT zahlt, unter den 
oben in Frage 2 b) beschriebenen Umständen einen 
Anspruch auf Rückerstattung der zu Unrecht erhobe-
nen Steuer (Urt. San Giorgio) oder nur einen An-
spruch auf Schadensersatz (Urt. Brasserie du pêcheur 
und Factortame)? 

4. Kann sich eine gebietsansässige Gesellschaft in Bezug 
auf Dividenden, die sie von einer Tochtergesellschaft 
erhält, auf die sie einen bestimmenden Einfluss ausübt 
und die in einem Drittland ansässig ist, auf Art. 63 
AEUV berufen, wenn die in Rede stehenden nationa-
len Rechtsvorschriften nicht ausschließlich für Fälle 
gelten, in denen die Muttergesellschaft einen bestim-
menden Einfluss auf die Gesellschaft ausübt, die die 
Dividende ausschüttet? 

5. Gilt die Antwort des Gerichtshofs auf die dritte Vorla-
gefrage in der mit dem Urt. Test Claimants in the FII 
Group Litigation abgeschlossenen Rechtssache auch 
für Fälle, in denen gebietsfremde Tochtergesellschaf-
ten, auf die keine Übertragung erfolgen konnte, im 
Mitgliedstaat der Muttergesellschaft nicht besteuert 
werden? 

 

Zu den Vorlagefragen 

Zur ersten Frage 

[36] Mit seiner ersten Frage möchte das vorlegende Ge-
richt wissen, ob die Art. 49 AEUV u. 63 AEUV dahin 
auszulegen sind, dass sie einer Regelung eines Mitglied-
staats entgegenstehen, die die Befreiungsmethode auf Di-
videnden aus inländischen Quellen und die Anrech-
nungsmethode auf Dividenden aus ausländischen Quellen 
anwendet, wenn in diesem Mitgliedstaat das effektive Be-
steuerungsniveau für die Gewinne von Gesellschaften ge-
nerell unter dem nominalen Steuersatz liegt. 

[37] Es ist darauf hinzuweisen, dass die Situation einer 
Gesellschaft, die als Anteilseignerin Dividenden aus aus-
ländischen Quellen erhält, in Bezug auf eine Steuervor-
schrift wie die im Ausgangsverfahren in Rede stehende, 
die die wirtschaftliche Doppelbesteuerung ausgeschütteter 
Gewinne verhindern soll, mit der einer Gesellschaft, die 
als Anteilseignerin Dividenden aus inländischen Quellen 



erhält, insofern vergleichbar ist, als es grundsätzlich in 
beiden Fällen zu einer mehrfachen Besteuerung der er-
zielten Gewinne kommen kann (Urt. Test Claimants in 
the FII Group Litigation, Rz. 62, sowie v. 10.2.2011 – C-
436/08 u. C-437/08 – Haribo Lakritzen Hans Riegel und 
Österreichische Salinen, Slg. 2011, I-305, Rz. 59). 

[38] Unter diesen Umständen verpflichten die Art. 49 
AEUV u. 63 AEUV einen Mitgliedstaat, in dem für Divi-
denden, die gebietsansässige Gesellschaften an andere 
gebietsansässige Gesellschaften zahlen, ein System zur 
Verhinderung wirtschaftlicher Doppelbesteuerung be-
steht, für Dividenden, die gebietsfremde Gesellschaften 
an gebietsansässige Gesellschaften zahlen, eine gleich-
wertige Behandlung vorzusehen (vgl. Urt. Test Claimants 
in the FII Group Litigation, Rz. 72, sowie Haribo Lakrit-
zen Hans Riegel und Österreichische Salinen, Rz. 60). 

[39] Sodann ist daran zu erinnern, dass es einem Mit-
gliedstaat, wie der Gerichtshof bereits entschieden hat, 
grundsätzlich freisteht, die mehrfache Besteuerung der 
Dividenden, die eine gebietsansässige Gesellschaft be-
zieht, durch die Option für die Befreiungsmethode zu 
verhindern, wenn die Dividenden von einer gebietsansäs-
sigen Gesellschaft gezahlt werden, und durch die Anrech-
nungsmethode, wenn sie von einer gebietsfremden Ge-
sellschaft gezahlt werden. Diese beiden Methoden sind 
nämlich gleichwertig, vorausgesetzt, dass der Steuersatz 
für Dividenden aus ausländischen Quellen nicht höher ist 
als der Satz für Dividenden aus inländischen Quellen und 
dass die Steuergutschrift zumindest ebenso hoch ist wie 
der im Staat der ausschüttenden Gesellschaft gezahlte Be-
trag, bis zur Höhe der im Mitgliedstaat der Empfängerge-
sellschaft festgesetzten Steuer (vgl. Urt. Test Claimants in 
the FII Group Litigation, Rz. 48 u. 57, Haribo Lakritzen 
Hans Riegel und Österreichische Salinen, Rz. 86, v. 
15.9.2011 – C-310/09 – Accor, noch nicht in der amtli-
chen Sammlung veröffentlicht, Rz. 88, und Beschl. v. 
23.4.2008 – C-201/05 – Test Claimants in the CFC and 
Dividend Group Litigation, Slg. 2008, I-2875, Rz. 39). 

[40] Hierbei ist zu beachten, dass das Unionsrecht bei sei-
nem gegenwärtigen Stand keine allgemeinen Kriterien für 
die Zuständigkeitsverteilung zwischen den Mitgliedstaa-
ten in Bezug auf die Beseitigung der Doppelbesteuerung 
innerhalb der Union vorschreibt (Urt. v. 14.11.2006 – C-
513/04 – Kerckhaert und Morres, Slg. 2006, I-10967, 
Rz. 22, und v. 8.12.2011 – C-157/10 – Banco Bilbao Vi-
zcaya Argentaria, noch nicht in der amtlichen Sammlung 
veröffentlicht, Rz. 31 und die dort angeführte Rspr.) und 
daher jeder Mitgliedstaat sein System für die Besteuerung 
ausgeschütteter Gewinne frei gestalten kann, solange das 
in Rede stehende System keine durch den AEU-Vertrag 
verbotenen Diskriminierungen enthält. Eine Verpflich-
tung des Mitgliedstaats, in dem die Dividenden empfan-
gende Gesellschaft ansässig ist, Dividenden aus ausländi-
schen Quellen von der Körperschaftsteuer zu befreien, 
würde die Befugnis des betreffenden Mitgliedstaats beein-
trächtigen, unter Wahrung des Diskriminierungsverbots 
diese ausgeschütteten Gewinne dem in seinem eigenen 
Recht vorgesehenen Steuersatz zu unterwerfen. 



[41] Die Klägerinnen des Ausgangsverfahrens haben, wie 
aus Rz. 54 des Urt. Test Claimants in the FII Group Liti-
gation hervorgeht, die Gleichwertigkeit der Befreiungs- 
und der Anrechnungsmethode mit der Begründung ver-
neint, dass die Empfängergesellschaft nach den im Verei-
nigten Königreich geltenden Rechtsvorschriften bei einer 
Ausschüttung von Dividenden aus inländischen Quellen 
keine Körperschaftsteuer auf diese Dividenden zahlen 
müsse, und zwar unabhängig von der Steuer, die die aus-
schüttende Gesellschaft entrichtet habe, d. h., auch wenn 
diese aufgrund der ihr gewährten Entlastungen überhaupt 
keine Steuer entrichten müsse oder eine unter dem im 
Vereinigten Königreich geltenden nominalen Satz liegen-
de Körperschaftsteuer zahle. 

[42] Der Gerichtshof hat sodann in Rz. 56 seines Urt. Test 
Claimants in the FII Group Litigation das vorlegende Ge-
richt aufgefordert, zu prüfen, ob die Steuersätze wirklich 
gleich sind und unterschiedliche Besteuerungsniveaus nur 
in bestimmten Fällen aufgrund einer Änderung der Be-
steuerungsgrundlage infolge bestimmter ausnahmsweise 
gewährter Entlastungen vorkommen. 

[43] Es ist nämlich anzunehmen, dass unter folgenden 
Umständen der Steuersatz für Dividenden aus ausländi-
schen Quellen höher als der auf Dividenden aus inländi-
schen Quellen im Sinne der in Rz. 39 des vorliegenden 
Urteils angeführten Rspr. ist und daher die Gleichwertig-
keit der Befreiungs- und der Anrechnungsmethode beein-
trächtigt wird. 

[44] Erstens führt, wenn die gebietsansässige Gesell-
schaft, die Dividenden ausschüttet, einem niedrigeren 
nominalen Steuersatz unterliegt als die gebietsansässige 
Gesellschaft, die diese Dividenden empfängt, die Steuer-
befreiung der Dividenden aus inländischen Quellen bei 
der letztgenannten Gesellschaft zu einer niedrigeren Be-
steuerung der ausgeschütteten Gewinne, als sie sich aus 
der Anwendung der Anrechnungsmethode auf Dividen-
den aus ausländischen Quellen ergibt, die dieselbe ge-
bietsansässige Gesellschaft empfängt, nunmehr jedoch 
von einer gebietsfremden Gesellschaft, die ebenfalls einer 
niedrigen Besteuerung ihrer Gewinne insbesondere wegen 
eines nominal niedrigeren Steuersatzes, unterliegt. 

[45] Bei Anwendung der Befreiungsmethode werden 
nämlich die ausgeschütteten Gewinne aus inländischen 
Quellen zu dem niedrigeren inländischen Steuersatz be-
steuert, der auf die Dividenden ausschüttende Gesell-
schaft anwendbar ist, während bei Anwendung der An-
rechnungsmethode auf die Dividenden aus ausländischen 
Quellen die ausgeschütteten Gewinne zu dem höheren 
nominalen Satz besteuert werden, der auf die Dividenden 
empfangende Gesellschaft anwendbar ist. 

[46] Zweitens wird die Gleichwertigkeit der steuerlichen 
Befreiung der von einer gebietsansässigen Gesellschaft 
ausgeschütteten Dividenden und der Anwendung einer 
Anrechnungsmethode auf die von einer gebietsfremden 
Gesellschaft ausgeschütteten Dividenden, die, wie die in 
der im Ausgangsverfahren in Rede stehenden Regelung 
das effektive Niveau der Besteuerung der Gewinne im 
Quellenstaat berücksichtigt, auch dann beeinträchtigt, 
wenn die Gewinne der gebietsansässigen Gesellschaft, die 



Dividenden ausschüttet, im Ansässigkeitsmitgliedstaat ei-
nem niedrigeren effektiven Besteuerungsniveau unterliegt 
als dem dort anwendbaren nominalen Steuersatz. 

[47] Die Steuerbefreiung der Dividenden aus inländischen 
Quellen führt nämlich unabhängig vom effektiven Be-
steuerungsniveau, das für die Gewinne gilt, aus denen die 
Dividenden ausgeschüttet werden, zu keiner steuerlichen 
Belastung bei der gebietsansässigen Gesellschaft, die die-
se Dividenden empfängt. Dagegen führt die Anwendung 
der Anrechnungsmethode auf Dividenden aus ausländi-
schen Quellen zu einer zusätzlichen steuerlichen Belas-
tung bei der gebietsansässigen Empfängergesellschaft, 
wenn das effektive Besteuerungsniveau, dem die Gewin-
ne der die Dividenden ausschüttenden Gesellschaft unter-
lagen, nicht den nominalen Steuersatz erreicht, dem die 
Gewinne der gebietsansässigen Gesellschaft unterliegen, 
die die Dividenden empfängt. 

[48] Im Gegensatz zur Befreiungsmethode erlaubt die An-
rechnungsmethode nämlich nicht die Weitergabe der Ent-
lastungen, die auf der vorhergehenden Stufe der Dividen-
den ausschüttenden Gesellschaft bei der Körperschafts-
teuer gewährt wurden, auf die Empfängergesellschaft. 

[49] Unter diesen Umständen bezieht sich die Prüfung, zu 
der das vorlegende Gericht vom Gerichtshof in Rz. 56 
seines Urt. Test Claimants in the FII Group Litigation 
aufgefordert worden ist, sowohl auf die anwendbaren no-
minalen Steuersätze als auch auf die effektiven Besteue-
rungsniveaus. „Die Steuersätze“, die in Rz. 56 angeführt 
sind, beziehen sich nämlich auf den nominalen Steuersatz, 
und die „unterschiedliche[n] Besteuerungsniveaus … auf-
grund einer Änderung der Besteuerungsgrundlage“ bezie-
hen sich auf die effektiven Besteuerungsniveaus. Insbe-
sondere wegen der Entlastungen, die die Besteuerungs-
grundlage verringern, kann das effektive Besteuerungsni-
veau niedriger als der nominale Steuersatz sein. 

[50] In Bezug auf einen möglichen Unterschied zwischen 
dem nominalen Steuersatz und dem effektiven Besteue-
rungsniveau, dem die gebietsansässige Gesellschaft, die 
Dividenden ausschüttet, unterliegt, geht zwar aus Rz. 56 
des Urt. Test Claimants in the FII Group Litigation her-
vor, dass die Gleichwertigkeit der Befreiungs- und der 
Anrechnungsmethode nicht von vornherein beeinträchtigt 
wird, wenn in Ausnahmefällen Dividenden aus inländi-
schen Quellen befreit sind, während die Gewinne, aus de-
nen diese Dividenden gezahlt werden, insgesamt nicht ei-
nem effektiven Besteuerungsniveau unterliegen, das dem 
nominalen Steuersatz entspricht. Der Gerichtshof hat je-
doch klargestellt, dass es Sache des vorlegenden Gerichts 
ist, zu prüfen, ob der Unterschied zwischen dem effekti-
ven Besteuerungsniveau und dem nominalen Steuersatz 
Ausnahmecharakter hat oder nicht. 

[51] Aus der Entscheidung des vorlegenden Gerichts 
ergibt sich, dass es die Prüfung vorgenommen hat, zu der 
es in Rz. 56 des Urt. Test Claimants in the FII Group Li-
tigation aufgefordert worden ist. So hat es festgestellt, 
dass im Ausgangsverfahren sowohl auf die Gewinne der 
gebietsansässigen Gesellschaft, die Dividenden ausschüt-
tet, als auch auf die Gewinne der diese Dividenden emp-
fangenden gebietsansässigen Gesellschaft derselbe nomi-



nale Steuersatz anwendbar ist. Dagegen liegt laut der Vor-
lageentscheidung der in Rz. 46 des vorliegenden Urteils 
angeführte Fall vor, und zwar nicht ausnahmsweise. Nach 
den Ausführungen des vorlegenden Gerichts ist nämlich 
im Vereinigten Königreich in den meisten Fällen das ef-
fektive Besteuerungsniveau der gebietsansässigen Gesell-
schaften niedriger als der nominale Steuersatz. 

[52] Daher gewährleistet die Anwendung der Anrech-
nungsmethode auf Dividenden aus ausländischen Quellen, 
wie sie in der im Ausgangsverfahren fraglichen Regelung 
vorgesehen ist, keine steuerliche Behandlung, die derjeni-
gen gleichwertig ist, die sich aus der Anwendung der Be-
freiungsmethode auf Dividenden aus inländischen Quel-
len ergibt. 

[53] Da die Situation einer Gesellschaft als Anteilseigne-
rin, die Dividenden aus ausländischen Quellen erhält, in 
Bezug auf eine Steuerregelung der im Ausgangsverfahren 
fraglichen Art, die die wirtschaftliche Doppelbesteuerung 
ausgeschütteter Gewinne vermeiden soll, mit derjenigen 
einer Gesellschaft als Anteilseignerin, die Dividenden aus 
inländischen Quellen erhält, insofern vergleichbar ist, als 
es grundsätzlich in beiden Fällen zu einer mehrfachen Be-
steuerung der erzielten Gewinne kommen kann (vgl. Urt. 
Test Claimants in the FII Group Litigation, Rz. 62, sowie 
Haribo Lakritzen Hans Riegel und Österreichische Sali-
nen, Rz. 59), ist die unterschiedliche steuerliche Behand-
lung der beiden Kategorien von Dividenden nicht durch 
erheblich unterschiedliche Verhältnisse gerechtfertigt. 

[54] Eine nationale Regelung wie die im Ausgangsverfah-
ren fragliche stellt folglich eine Beschränkung der Nieder-
lassungsfreiheit und des freien Kapitalverkehrs dar, die 
grundsätzlich nach den Art. 49 AEUV u. 63 AEUV ver-
boten ist. 

[55] Nach st. Rspr. ist eine solche Beschränkung nur 
statthaft, wenn sie durch zwingende Gründe des Allge-
meininteresses gerechtfertigt ist. In diesem Fall muss die 
Beschränkung aber außerdem geeignet sein, die Errei-
chung des fraglichen Ziels zu gewährleisten, und darf 
nicht über das hinausgehen, was hierzu erforderlich ist 
(vgl. Urt. v. 29.11.2011 – C-371/10 – National Grid In-
dus, noch nicht in der amtlichen Sammlung veröffent-
licht = GmbHR 2012, 56 [LS], Rz. 42, und v. 1.12.2011 – 
C-250/08 – Kommission/Belgien, noch nicht in der amt-
lichen Sammlung veröffentlicht, Rz. 51). 

[56] Hierzu hat die Regierung des Vereinigten König-
reichs in der Rechtssache, in der das Urt. Test Claimants 
in the FII Group Litigation ergangen ist, ausgeführt, dass 
die im Ausgangsverfahren in Rede stehende Regelung ob-
jektiv durch die Notwendigkeit gerechtfertigt sei, die Ko-
härenz der nationalen Steuerregelung zu sichern. 

[57] Der Gerichtshof hat bereits früher anerkannt, dass die 
Notwendigkeit, die Kohärenz einer Steuerregelung zu 
wahren, eine Beschränkung der Ausübung der vom Ver-
trag gewährleisteten Verkehrsfreiheiten rechtfertigen kann 
(Urt. v. 28.1.1992 – C-204/90 – Bachmann, Slg. 1992, I-
249, Rz. 21, v. 7.9.2004 – C-319/02 – Manninen, 
Slg. 2004, I-7477 = GmbHR 2004, 1346, Rz. 42, v. 
23.10.2008 – C-157/07 – Krankenheim Ruhesitz am 



Wannsee-Seniorenheimstatt, Slg. 2008, I-8061 = GmbHR 
2008, 1285 [LS], Rz. 43, und Kommission/Belgien, 
Rz. 70). 

[58] Nach st. Rspr. muss jedoch ein unmittelbarer Zu-
sammenhang zwischen dem betreffenden steuerlichen 
Vorteil und dessen Ausgleich durch eine bestimmte steu-
erliche Belastung nachgewiesen sein (Urt. Kommissi-
on/Belgien, Rz. 71 und die dort angeführte Rspr.), wobei 
die Unmittelbarkeit dieses Zusammenhangs im Hinblick 
auf das mit der fraglichen Regelung verfolgte Ziel beur-
teilt werden muss (Urt. v. 27.11.2008 – C-418/07 – Papil-
lon, Slg. 2008, I-8947, Rz. 44, und v. 18.6.2009 – C-
303/07 – Aberdeen Property Fininvest Alpha, Slg. 2009, 
I-5145, Rz. 72). 

[59] In Bezug auf das mit der im Ausgangsverfahren frag-
lichen Regelung verfolgte Ziel besteht ein unmittelbarer 
Zusammenhang zwischen einerseits der gewährten steuer-
lichen Vergünstigung, nämlich der Steuergutschrift bei 
Dividenden aus ausländischen Quellen und der Steuerbe-
freiung für Dividenden aus inländischen Quellen, und an-
dererseits der Steuer, mit der die ausgeschütteten Gewin-
ne bereits belastet worden sind. 

[60] Zur Verhältnismäßigkeit der Beschränkung ist fest-
zustellen, dass sich zwar die Anwendung der Anrech-
nungsmethode auf Dividenden aus ausländischen Quellen 
und der Befreiungsmethode auf Dividenden aus inländi-
schen Quellen mit der Vermeidung einer wirtschaftlichen 
Doppelbesteuerung der ausgeschütteten Gewinne begrün-
den lässt, doch ist es für die Wahrung der betreffenden 
steuerlichen Kohärenz nicht erforderlich, einerseits für die 
Berechnung der steuerlichen Vergünstigung im Rahmen 
der Anwendung der Anrechnungsmethode das effektive 
Besteuerungsniveau bei den ausgeschütteten Gewinnen 
und andererseits im Rahmen der Befreiungsmethode nur 
den auf die ausgeschütteten Gewinne angewandten nomi-
nalen Steuersatz zu berücksichtigen. 

[61] Die steuerliche Entlastung einer gebietsansässigen 
Gesellschaft, die Dividenden aus inländischen Quellen 
bezieht, wird nämlich unabhängig vom effektiven Besteu-
erungsniveau gewährt, dem die Gewinne unterlagen, aus 
denen die Dividenden ausgeschüttet worden sind. Da die-
se Befreiung der Vermeidung einer wirtschaftlichen Dop-
pelbesteuerung der ausgeschütteten Gewinne dient, liegt 
ihr die Annahme zugrunde, dass diese Gewinne bei der 
Gesellschaft, die Dividenden ausschüttet, zum nominalen 
Steuersatz besteuert werden. Sie kommt somit der Ge-
währung einer Steuergutschrift nahe, die nach Maßgabe 
des nominalen Steuersatzes berechnet wird. 

[62] Zur Wahrung der Kohärenz der in Rede stehenden 
Steuerregelung dürfte eine nationale Regelung, die insbe-
sondere auch im Rahmen der Anrechnungsmethode den 
nominalen Steuersatz berücksichtigt, dem die den ausge-
schütteten Dividenden zugrunde liegenden Gewinne un-
terlagen, geeignet sein, die wirtschaftliche Doppelbesteu-
erung der ausgeschütteten Gewinne zu vermeiden und die 
innere Kohärenz der Steuerregelung zu gewährleisten, 
und würde gleichzeitig die Niederlassungsfreiheit und den 
freien Kapitalverkehr weniger beeinträchtigen. 



[63] In diesem Zusammenhang ist anzuführen, dass der 
Gerichtshof in Rz. 99 seines Urt. Haribo Lakritzen Hans 
Riegel und Österreichische Salinen nach dem Hinweis, 
dass es den Mitgliedstaaten grundsätzlich erlaubt ist, die 
Mehrfachbesteuerung von Dividenden, die eine gebiets-
ansässige Gesellschaft bezieht, durch die Anwendung der 
Befreiungsmethode auf Dividenden aus inländischen 
Quellen und der Anrechnungsmethode auf Dividenden 
aus ausländischen Quellen zu vermeiden, festgestellt hat, 
dass die fragliche nationale Regelung bei der Berechnung 
des Betrags der Steuergutschrift im Rahmen der Anrech-
nungsmethode den nominalen Steuersatz berücksichtigt 
hat, der in dem Staat, in dem die Dividenden ausschütten-
de Gesellschaft niedergelassen war, anwendbar war. 

[64] Zwar kann die Berechnung einer Steuergutschrift im 
Rahmen der Anwendung der Anrechnungsmethode auf 
der Grundlage des nominalen Steuersatzes, dem die den 
ausgeschütteten Dividenden zugrunde liegenden Gewinne 
unterlagen, noch zu einer ungünstigeren steuerlichen Be-
handlung der Dividenden aus ausländischen Quellen füh-
ren, die eine Folge insbesondere der unterschiedlichen 
Regeln für die Bestimmung der Besteuerungsgrundlage 
der Körperschaftsteuer in den Mitgliedstaaten ist. Eine 
solche nachteilige Behandlung, wenn sie stattfindet, be-
ruht jedoch darauf, dass die verschiedenen Mitgliedstaa-
ten ihre Besteuerungsbefugnis parallel ausüben, was mit 
dem Vertrag vereinbar ist (vgl. in diesem Sinne Urt. 
Kerckhaert und Morres, Rz. 20, und v. 15.4.2010 – C-
96/08 – CIBA, Slg. 2010, I-2911, Rz. 25). 

[65] Nach alledem ist auf die erste Frage zu antworten, 
dass die Art. 49 AEUV u. 63 AEUV dahin auszulegen 
sind, dass sie einer Regelung eines Mitgliedstaats entge-
genstehen, die die Befreiungsmethode auf Dividenden aus 
inländischen Quellen und die Anrechnungsmethode auf 
Dividenden aus ausländischen Quellen anwendet, wenn 
sich erweist, dass zum einen die Steuergutschrift für die 
Dividenden empfangende Gesellschaft im Rahmen der 
Anrechnungsmethode dem Betrag der Steuer entspricht, 
die tatsächlich auf die den ausgeschütteten Dividenden 
zugrunde liegenden Gewinne entrichtet worden ist, und 
zum anderen in dem betreffenden Mitgliedstaat das effek-
tive Besteuerungsniveau für die Gewinne von Gesell-
schaften generell unter dem vorgeschriebenen nominalen 
Steuersatz liegt. 

 

Zur zweiten Frage 

[66] Mit seiner zweiten Frage möchte das vorlegende Ge-
richt wissen, ob die Antworten des Gerichtshofs auf die 
zweite und die vierte Frage im Urt. Test Claimants in the 
FII Group Litigation auch in Fällen gelten, in denen zum 
einen die ausländische Körperschaftsteuer auf die den 
ausgeschütteten Dividenden zugrunde liegenden Gewinne 
nicht oder nicht vollständig von der gebietsfremden Ge-
sellschaft, die diese Dividenden an die gebietsansässige 
Gesellschaft zahlt, sondern von einer in einem Mitglied-
staat ansässigen direkten oder indirekten Tochtergesell-
schaft der erstgenannten Gesellschaft entrichtet worden 
ist, und zum anderen die ACT nicht von der gebietsansäs-
sigen Gesellschaft entrichtet worden ist, die die Dividen-



den von einer gebietsfremden Gesellschaft empfangen 
hat, sondern im Rahmen der Regelung der Gruppenbe-
steuerung von ihrer gebietsansässigen Muttergesellschaft. 

[67] Der Gerichtshof hat in seinem Urt. Test Claimants in 
the FII Group Litigation auf die zweite und die vierte Fra-
ge geantwortet, dass die Art. 49 AEUV u. 63 AEUV 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats entgegenstehen, 

– die es einer gebietsansässigen Gesellschaft, die Divi-
denden von einer anderen gebietsansässigen Gesell-
schaft erhält, ermöglichen, von der Körperschaftsteu-
ervorauszahlung, die die erstgenannte Gesellschaft zu 
leisten hat, die von der letztgenannten Gesellschaft ge-
leistete Körperschaftsteuervorauszahlung abzuziehen, 
während ein solcher Abzug im Fall einer gebietsan-
sässigen Gesellschaft, die Dividenden von einer ge-
bietsfremden Gesellschaft erhält, in Bezug auf die 
Steuer, die von der letztgenannten Gesellschaft auf die 
ausgeschütteten Gewinne in ihrem Sitzstaat gezahlt 
worden ist, nicht möglich ist und 

– die gebietsansässige Gesellschaften, die an ihre An-
teilseigner Dividenden ausschütten, die aus von ihnen 
bezogenen Dividenden aus inländischen Quellen 
stammen, von der Körperschaftsteuervorauszahlung 
befreien, dagegen gebietsansässigen Gesellschaften, 
die an ihre Anteilseigner Dividenden ausschütten, die 
aus von ihnen bezogenen Dividenden aus ausländi-
schen Quellen stammen, die Möglichkeit einräumen, 
sich für eine Regelung zu entscheiden, nach der sie die 
als Vorauszahlung geleistete Körperschaftsteuer zu-
rückerlangen können, dabei jedoch diese Gesellschaf-
ten zum einen verpflichten, die genannte Steuervo-
rauszahlung zu leisten und dann deren Erstattung zu 
beantragen, und zum anderen keine Steuergutschrift 
für die Anteilseigner vorsehen, obwohl diese eine sol-
che Gutschrift bei einer Ausschüttung durch eine ge-
bietsansässige Gesellschaft auf der Grundlage von Di-
videnden aus inländischen Quellen erhalten hätten. 

[68] Erstens ist daran zu erinnern, dass nach der im Aus-
gangsverfahren fraglichen Regelung bei der Ausschüttung 
von Dividenden außerhalb der Regelung der Gruppenbe-
steuerung die gebietsansässige Gesellschaft, die diese 
ausschüttet, verpflichtet war, die ACT zu entrichten, die 
eine Form der Vorauszahlung der Körperschaftsteuer war. 
Sodann wurden die ausgeschütteten Dividenden in der 
Hierarchie der Gruppe als befreiter Kapitalertrag in dem 
Sinne weitergegeben, dass mit den Dividenden eine Steu-
ergutschrift in Höhe der entrichteten ACT verbunden 
wurde. Die Steuergutschrift wurde auf die Verpflichtung 
der in der Hierarchie der Gruppe übergeordneten Gesell-
schaften zur Entrichtung der ACT bei der späteren Aus-
schüttung von Dividenden an ihre unmittelbare Mutterge-
sellschaft oder an außenstehende Aktionäre angerechnet. 
Somit wurde mit der ACT bei der Zahlung einer Dividen-
de außerhalb der Regelung der Gruppenbesteuerung die 
unterste Ebene der im Vereinigten Königreich gebietsan-
sässigen Gesellschaften belastet. 

[69] Die Regierung des Vereinigten Königreichs ist der 
Ansicht, es verstoße nicht gegen die Art. 49 AEUV u. 63 
AEUV, dass die Körperschaftsteuer auf die den Dividen-



den aus ausländischen Quellen zugrunde liegenden Ge-
winne nicht von der ACT, die die im Vereinigten König-
reich ansässige Muttergesellschaft schulde, abgezogen 
werden könne, wenn die in einem anderen Mitgliedstaat 
ansässige Tochtergesellschaft, die Dividenden an ihre im 
Vereinigten Königreich ansässige Muttergesellschaft zah-
le, die Körperschaftsteuer auf die ausgeschütteten Gewin-
ne nicht selbst – oder nicht vollständig – entrichtet habe, 
sondern diese Steuer von einer ebenfalls in einem Mit-
gliedstaat ansässigen direkten oder indirekten Tochterge-
sellschaft der erstgenannten Tochtergesellschaft entrichtet 
worden ist. Wenn die gebietsfremde Gesellschaft, die an 
ihre im Vereinigten Königreich gebietsansässige Mutter-
gesellschaft Dividenden ausschütte, die Körperschaftsteu-
er für die ausgeschütteten Gewinne nicht selbst entrichtet 
habe, liege keine grenzüberschreitende Mehrfachbesteue-
rung vor, die eine steuerliche Entlastung rechtfertige. 

[70] Dem kann nicht gefolgt werden. 

[71] Hierzu ist darauf hinzuweisen, dass sich eine ge-
bietsansässige Gesellschaft, die Dividenden aus ausländi-
schen Quellen empfängt, in Anbetracht des mit der im 
Ausgangsverfahren fraglichen Regelung verfolgten Ziels 
der Vermeidung der wirtschaftlichen Doppelbesteuerung 
in einer vergleichbaren Situation wie eine gebietsansässi-
ge Gesellschaft befindet, die Dividenden aus inländischen 
Quellen empfängt. In Bezug auf dieses Ziel geht aus den 
Antworten auf die zweite und die vierte Frage im Urt. 
Test Claimants in the FII Group Litigation hervor, dass 
die Art. 49 AEUV u. 63 AEUV Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaats entgegenstehen, die allein bei Dividenden 
aus ausländischen Quellen die bereits auf die ausgeschüt-
teten Gewinne entrichtete Körperschaftsteuer nicht be-
rücksichtigen. 

[72] Wie aus Rz. 62 des vorliegenden Urteils hervorgeht, 
lässt sich die Verpflichtung einer gebietsansässigen Ge-
sellschaft aufgrund einer nationalen Regelung wie der im 
Ausgangsverfahren fraglichen, die ACT bei der Ausschüt-
tung von Gewinnen aus Dividenden aus ausländischen 
Quellen zu entrichten, nämlich nur rechtfertigen, soweit 
diese Steuervorauszahlung dem Betrag entspricht, der 
dem Ausgleich des im Vergleich zum nominalen Steuer-
satz für die Gewinne der gebietsansässigen Gesellschaft 
niedrigeren nominalen Steuersatzes für die den Dividen-
den aus ausländischen Gewinnen zugrunde liegenden 
Gewinne dient. 

[73] Hierbei ist es unerheblich, dass die gebietsfremde 
Gesellschaft, die Dividenden an ihre gebietsansässige 
Muttergesellschaft ausschüttet, selbst der Körperschafts-
teuer unterliegt, jedenfalls soweit die ausgeschütteten 
Gewinne der Körperschaftsteuer unterlagen. 

[74] Die Antworten auf die zweite und die vierte Frage in 
der Rechtssache, in der das Urt. Test Claimants in the FII 
Group Litigation ergangen ist, werden daher durch die 
Feststellung nicht berührt, dass die ausländische Körper-
schaftsteuer auf die den ausgeschütteten Dividenden zu-
grunde liegenden Gewinne nicht oder nicht ganz von der 
gebietsfremden Gesellschaft, die die Dividenden ausge-
schüttet hat, sondern von einer in einem Mitgliedstaat an-



sässigen direkten oder indirekten Tochtergesellschaft der 
erstgenannten Gesellschaft entrichtet wurde. 

[75] Zweitens ist in Bezug auf die Regelung der Grup-
penbesteuerung, wie sie im Ausgangsverfahren in Rede 
steht, darauf hinzuweisen, dass Dividenden, wenn sie von 
einer gebietsansässigen Gesellschaft im Rahmen dieser 
Regelung gezahlt wurden, nicht der Verpflichtung zur 
Entrichtung der ACT unterlagen und bei der gebietsansäs-
sigen Gesellschaft, die sie empfing, nicht als befreiter Ka-
pitalertrag betrachtet wurden. 

[76] Dies bedeutet, dass die gebietsansässige Mutterge-
sellschaft, obwohl die Dividenden in der Hierarchie der 
Gruppe ohne Verpflichtung zur Entrichtung der ACT wei-
tergegeben wurden, über keine auf ihre Verpflichtung zur 
Entrichtung der ACT anrechenbare Steuergutschrift ver-
fügte, wenn sie die Dividenden an nicht zur Gruppe gehö-
rende Aktionäre zahlte, und infolgedessen verpflichtet 
war, die ACT auf die Dividenden zu entrichten. Die Best-
immungen der Regelung der ACT erlaubten es jedoch der 
Muttergesellschaft, bei ihr angefallene überschüssige 
ACT auf ihre gebietsansässigen Tochtergesellschaften zu 
übertragen und sie auf die steuerliche Gesamtbelastung 
der Gruppe anzurechnen (vgl. Urt. v. 8.3.2001 – C-
397/98 u. C-410/98 – Metallgesellschaft u.a., Slg. 2001, 
I-1727, Rz. 21 bis 25). 

[77] Nach Ansicht der Regierung des Vereinigten König-
reichs ist die Regelung der Gruppenbesteuerung mit den 
Art. 49 AEUV u. 63 AEUV vereinbar, da die gebietsan-
sässige Gesellschaft, die Dividenden von einer gebiets-
fremden Gesellschaft beziehe, von der ACT befreit sei. 
Da die gebietsansässige Gesellschaft keine ACT schulde, 
führe die Regelung zu keiner wirtschaftlichen Doppelbe-
steuerung. 

[78] Hierzu ist festzustellen, dass die Regelung der Grup-
penbesteuerung eine Verschiebung der Zahlung der ACT 
– d.h. der vorausgezahlten Körperschaftsteuer – nach 
oben in der Gruppenhierarchie bewirkt. Nach dieser Re-
gelung ist insbesondere die gebietsansässige Mutterge-
sellschaft der Gruppe verpflichtet, die ACT zum Zeit-
punkt der Ausschüttung der Dividenden an die nicht der 
Gruppe angehörenden Aktionäre zu entrichten, was für 
einen Teil der ausgeschütteten Gewinne, die den Dividen-
den aus ausländischen Quellen entsprechen, die Gefahr 
einer wirtschaftlichen Doppelbesteuerung in sich birgt. 

[79] Die Zahlung der ACT auf die den Dividenden aus 
ausländischen Quellen entsprechenden Gewinne durch die 
gebietsansässige Muttergesellschaft der Gruppe hat, wie 
die Klägerinnen des Ausgangsverfahrens und die Europä-
ische Kommission ausführen, zur Folge, dass die ausge-
schütteten Gewinne ein zweites Mal mit der Körper-
schaftsteuer besteuert werden. Diese Besteuerung kann 
nicht auf die steuerlichen Verpflichtungen der gebiets-
fremden Tochtergesellschaft, die die Gewinne ausschüt-
tet, angerechnet werden. Dagegen kann in einem rein in-
nerstaatlichen Kontext die überschüssige von der gebiets-
ansässigen Muttergesellschaft entrichtete ACT übertragen 
und auf die Körperschaftsteuer angerechnet werden, die 
die gebietsansässigen Tochtergesellschaften der Gruppe 
zu entrichten haben. 



[80] In Anbetracht des mit der im Ausgangsverfahren in 
Rede stehenden Regelung angestrebten Ziels der Vermei-
dung der wirtschaftlichen Doppelbesteuerung stehen die 
Art. 49 AEUV u. 63 AEUV einer Regelung wie der im 
Ausgangsverfahren in Rede stehenden entgegen, da diese 
im Rahmen der Regelung der Gruppenbesteuerung bei 
Dividenden aus ausländischen Quellen nicht die bereits 
entrichtete Körperschaftsteuer auf die ausgeschütteten 
Gewinne berücksichtigt. 

[81] Die Antworten auf die zweite und die vierte Frage in 
der Rechtssache, in der das Urt. Test Claimants in the FII 
Group Litigation ergangen ist, sind daher die gleichen, 
wenn die ACT nicht von der gebietsansässigen Gesell-
schaft entrichtet wird, die die Dividenden einer gebiets-
fremden Gesellschaft bezieht, sondern von ihrer gebiets-
ansässigen Muttergesellschaft im Rahmen der Regelung 
der Gruppenbesteuerung entrichtet wird. 

[82] Daher ist auf die zweite Frage zu antworten, dass die 
Antworten des Gerichtshofs auf die zweite und die vierte 
Frage im Urt. Test Claimants in the FII Group Litigation 
auch in Fällen gelten, in denen 

– die ausländische Körperschaftsteuer, mit der die den 
ausgeschütteten Dividenden zugrunde liegenden Ge-
winne belegt waren, nicht oder nicht vollständig von 
der gebietsfremden Gesellschaft, die diese Dividenden 
an die gebietsansässige Gesellschaft zahlt, sondern 
von einer in einem Mitgliedstaat ansässigen direkten 
oder indirekten Tochtergesellschaft der erstgenannten 
Gesellschaft entrichtet worden ist; 

– die ACT nicht von der gebietsansässigen Gesellschaft 
entrichtet worden ist, die die Dividenden von einer 
gebietsfremden Gesellschaft empfangen hat, sondern 
im Rahmen der Regelung der Gruppenbesteuerung 
von ihrer gebietsansässigen Muttergesellschaft. 

 

Zur dritten Frage 

[83] Mit seiner dritten Frage möchte das vorlegende Ge-
richt wissen, ob das Unionsrecht dahin auszulegen ist, 
dass eine Muttergesellschaft, die im Rahmen der Rege-
lung der Gruppenbesteuerung unter Verstoß gegen das 
Unionsrecht gezwungen war, die ACT auf den aus Divi-
denden aus ausländischen Quellen stammenden Teil ihres 
Gewinns zu entrichten, einen Anspruch auf Erstattung der 
zu Unrecht erhobenen Steuer oder nur einen Anspruch auf 
Schadensersatz hat. 

[84] Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass der Anspruch 
auf Erstattung von Abgaben, die ein Mitgliedstaat unter 
Verstoß gegen das Unionsrecht erhoben hat, eine Folge 
und eine Ergänzung der Rechte darstellt, die den Einzel-
nen aus den Bestimmungen des Unionsrechts erwachsen, 
die diesen Abgaben entgegenstehen. Der Mitgliedstaat ist 
also grundsätzlich verpflichtet, unter Verstoß gegen das 
Unionsrecht erhobene Abgaben zu erstatten (Urt. v. 
6.9.2011 – C-398/09 – Lady & Kid u.a., noch nicht in der 
amtlichen Sammlung veröffentlicht, Rz. 17 und die dort 
angeführte Rspr.). 



[85] Aus der Antwort auf die zweite Frage ergibt sich, 
dass eine nationale Regelung wie die im Ausgangsverfah-
ren in Rede stehende, die der Vermeidung der wirtschaft-
lichen Doppelbesteuerung der ausgeschütteten Gewinne 
dient, mit dem Unionsrecht unvereinbar ist, soweit sie im 
Rahmen der Regelung der Gruppenbesteuerung bei Divi-
denden aus anderen Staaten nicht die Körperschaftsteuer 
berücksichtigt, die bereits auf die Gewinne, aufgrund de-
ren diese Dividenden ausgeschüttet worden sind, entrich-
tet worden ist. 

[86] Wie aus den Rz. 62 u. 72 des vorliegenden Urteils 
hervorgeht, ist die Verpflichtung einer gebietsansässigen 
Gesellschaft zur Entrichtung der ACT bei der Ausschüt-
tung von Gewinnen aus Dividenden aus ausländischen 
Quellen nur insoweit gerechtfertigt, als diese Steuervo-
rauszahlung dem Betrag entspricht, der dem Ausgleich 
des im Vergleich zum nominalen Steuersatz für die Ge-
winne der gebietsansässigen Gesellschaft niedrigeren no-
minalen Steuersatzes für die den Dividenden aus auslän-
dischen Quellen zugrunde liegenden Gewinne dient. 

[87] Daher ist auf die dritte Frage zu antworten, dass das 
Unionsrecht dahin auszulegen ist, dass eine im Gebiet ei-
nes Mitgliedstaats ansässige Muttergesellschaft, die im 
Rahmen einer Regelung der Gruppenbesteuerung wie der 
im Ausgangsverfahren in Rede stehenden unter Verstoß 
gegen das Unionsrecht gezwungen war, die ACT auf den 
aus Dividenden aus ausländischen Quellen stammenden 
Teil ihres Gewinns zu entrichten, einen Anspruch auf Er-
stattung der zu Unrecht erhobenen Steuer hat, soweit die-
se den Mehrbetrag der Körperschaftsteuer übersteigt, den 
der betreffende Mitgliedstaat erheben durfte, um den im 
Vergleich zu dem nominalen Steuersatz für die Gewinne 
der gebietsansässigen Muttergesellschaft niedrigeren no-
minalen Steuersatz für die den Dividenden aus ausländi-
schen Quellen zugrunde liegenden Gewinne auszuglei-
chen. 

 

Zur vierten Frage 

[88] Mit seiner vierten Frage möchte das vorlegende Ge-
richt wissen, ob das Unionsrecht dahin auszulegen ist, 
dass sich eine im Gebiet eines Mitgliedstaats ansässige 
Gesellschaft, die eine Beteiligung an einer in einem Dritt-
land ansässigen Gesellschaft hält, die ihr einen sicheren 
Einfluss auf die Entscheidungen der letztgenannten Ge-
sellschaft verschafft, auf Art. 63 AEUV berufen kann, um 
die Vereinbarkeit einer Regelung dieses Mitgliedstaats 
über die steuerliche Behandlung von Dividenden aus aus-
ländischen Quellen, die nicht ausschließlich auf Situatio-
nen anwendbar ist, in denen die Muttergesellschaft einen 
entscheidenden Einfluss auf die Dividenden ausschütten-
de Gesellschaft ausübt, mit dem Unionsrecht in Frage zu 
stellen. 

[89] Dazu ist darauf hinzuweisen, dass die steuerliche 
Behandlung von Dividenden unter Art. 49 AEUV über 
die Niederlassungsfreiheit und unter Art. 63 AEUV über 
den freien Kapitalverkehr fallen kann (Urt. Haribo Lakrit-
zen Hans Riegel und Österreichische Salinen, Rz. 33, so-
wie Accor, Rz. 30). 



[90] In Bezug auf die Frage, ob eine nationale Regelung 
unter die eine oder die andere Verkehrsfreiheit fällt, ist 
nach st. Rspr. auf den Gegenstand der betreffenden Rege-
lung abzustellen (Urt. v. 12.9.2006 – C-196/04 – Cadbury 
Schweppes und Cadbury Schweppes Overseas, Slg. 2006, 
I-7995 = GmbHR 2006, 1049 m. Komm. Kleinert, Rz. 31 
bis 33, v. 12.12.2006 – C-374/04 – Test Claimants in 
Class IV of the ACT Group Litigation, Slg. 2006, I-
11673 = GmbHR 2007, 103 [LS], Rz. 37 u, 38, v. 
13.3.2007 – C-524/04 – Test Claimants in the Thin Cap 
Group Litigation, Slg. 2007, I-2107 = GmbHR 2007, 384 
[LS], Rz. 26 bis 34, Haribo Lakritzen Hans Riegel und 
Österreichische Salinen, Rz. 34, sowie Accor, Rz. 31). 

[91] Eine nationale Regelung, die nur auf Beteiligungen 
anwendbar ist, die es ermöglichen, einen sicheren Ein-
fluss auf die Entscheidungen einer Gesellschaft auszu-
üben und deren Tätigkeiten zu bestimmen, fällt in den 
Anwendungsbereich von Art. 49 AEUV über die Nieder-
lassungsfreiheit (vgl. Urt. Test Claimants in the FII Group 
Litigation, Rz. 37, v. 21.10.2010 – C-81/09 – Idryma Ty-
pou, Slg. 2010, I-10161, Rz. 47, Accor, Rz. 32, und v. 
19.7.2012 – C-31/11 – Scheunemann, noch nicht in der 
amtlichen Sammlung veröffentlicht = GmbHR 2012, 970 
m. Komm. Rehm/Nagler, Rz. 23). 

[92] Hingegen sind nationale Bestimmungen über Beteili-
gungen, die in der alleinigen Absicht der Geldanlage er-
folgen, ohne dass auf die Verwaltung und Kontrolle des 
Unternehmens Einfluss genommen werden soll, aus-
schließlich im Hinblick auf den freien Kapitalverkehr zu 
prüfen (Urt. Haribo Lakritzen Hans Riegel und Österrei-
chische Salinen, Rz. 35, Accor, Rz. 32, und Scheune-
mann, Rz. 23). 

[93] Die im Ausgangsverfahren fragliche nationale Rege-
lung ist nicht nur auf Dividenden anwendbar, die eine ge-
bietsansässige Gesellschaft auf der Grundlage einer Betei-
ligung erhält, die einen sicheren Einfluss auf die Ent-
scheidungen der ausschüttenden Gesellschaft verleiht und 
es ermöglicht, deren Tätigkeiten zu bestimmen, sondern 
auch auf Dividenden, die auf der Grundlage einer Beteili-
gung bezogen werden, die keinen solchen Einfluss ver-
leiht. Soweit sich die nationale Regelung auf Dividenden 
bezieht, die ihre Quelle in einem Mitgliedstaat finden, er-
laubt es der Gegenstand dieser Regelung somit nicht, zu 
bestimmen, ob diese vorwiegend unter Art. 49 AEUV o-
der unter Art. 63 AEUV fällt. 

[94] In solchen Fällen berücksichtigt der Gerichtshof die 
tatsächlichen Gegebenheiten des konkreten Falles, um zu 
bestimmen, von welcher dieser Bestimmungen die dem 
Ausgangsverfahren zugrunde liegende Situation erfasst 
wird (vgl. in diesem Sinne Urt. Test Claimants in the FII 
Group Litigation, Rz. 37 u. 38, v. 26.6.2008 – C-284/06 – 
Burda, Slg. 2008, I-4571 = GmbHR 2008, 824 m. Komm. 
Rehm/Nagler, Rz. 71 u. 72, sowie v. 21.1.2010 – C-
311/08 – SGI, Slg. 2010, I-487, Rz. 33 bis 37). 

[95] So hat der Gerichtshof in Rz. 37 seines Urt. Test 
Claimants in the FII Group Litigation festgestellt, dass es 
in den Verfahren, die im Rahmen des bei dem vorlegen-



den Gericht anhängigen Rechtsstreits als „Musterverfah-
ren“ ausgewählt wurden, um im Vereinigten Königreich 
ansässige Gesellschaften ging, die Dividenden von in an-
deren Mitgliedstaaten ansässigen Gesellschaften erhalten 
hatten, die sie zu 100 % kontrollierten. Da es sich um eine 
Beteiligung handelte, die dem Inhaber einen sicheren Ein-
fluss auf die Entscheidungen der ausschüttenden Gesell-
schaft verschaffte und es ihm ermöglichte, deren Tätigkei-
ten zu bestimmen, hat der Gerichtshof entschieden, dass 
die Bestimmungen des EG-Vertrags über die Niederlas-
sungsfreiheit in diesen „Musterverfahren“ Anwendung 
finden. 

[96] In einem Kontext wie dem des Ausgangsverfahrens, 
bei dem es um die steuerliche Behandlung von Dividen-
den aus Quellen in einem Drittland geht, ist jedoch davon 
auszugehen, dass die Prüfung des Gegenstands einer nati-
onalen Regelung für die Beurteilung ausreicht, ob die 
steuerliche Behandlung von Dividenden aus Quellen in 
einem Drittland unter die Bestimmungen des Vertrags 
über den freien Kapitalverkehr fällt. 

[97] Da nämlich das Kapitel des Vertrags über die Nie-
derlassungsfreiheit keine Vorschrift enthält, die den An-
wendungsbereich seiner Bestimmungen auf Sachverhalte 
erstreckt, die die Niederlassung einer Gesellschaft eines 
Mitgliedstaats in einem Drittstaat oder einer Gesellschaft 
eines Drittstaats in einem Mitgliedstaat betreffen (vgl. 
Urt. Holböck, Rz. 28, v. 3.10.2006 – C-452/04 – Fidium 
Finanz, Slg. 2006, I-9521, Rz. 25, und Scheunemann, 
Rz. 33, sowie Beschl. v. 10.5.2007 – C-102/05 – A und 
B, Slg. 2007, I-3871, Rz. 29, und Test Claimants in the 
CFC and Dividend Group Litigation, Rz. 88), kann eine 
Regelung über die steuerliche Behandlung von Dividen-
den mit Quellen in Drittländern nicht von Art. 49 AEUV 
erfasst werden. 

[98] Ergibt sich aus dem Gegenstand einer solchen natio-
nalen Regelung, dass sie nur auf Beteiligungen Anwen-
dung finden soll, die es erlauben, einen sicheren Einfluss 
auf die Entscheidungen der betreffenden Gesellschaft 
auszuüben und deren Tätigkeiten zu bestimmen, ist weder 
eine Berufung auf Art. 49 AEUV noch eine auf Art. 63 
AEUV möglich (Urt. Test Claimants in the Thin Cap 
Group Litigation, Rz. 33, 34, 101 u. 102, sowie Beschl. v. 
10.5.2007 – C-492/04 – Lasertec, Slg. 2007, I-3775 = 
GmHR 2007, 773 m. Komm. Rehm/Nagler, Rz. 22 u. 27; 
vgl. auch Beschl. A und B, Rz. 4 u. 25 bis 28). 

[99] Dagegen ist eine nationale Regelung über die steuer-
liche Behandlung von Dividenden aus einem Drittland, 
die nicht ausschließlich für Situationen gilt, in denen die 
Muttergesellschaft entscheidenden Einfluss auf die Ge-
sellschaft ausübt, die die Dividenden ausschüttet, nach 
Art. 63 AEUV zu beurteilen. Eine in einem Mitgliedstaat 
ansässige Gesellschaft kann sich daher unabhängig vom 
Umfang der Beteiligung, die sie an der in einem Drittland 
niedergelassenen Dividenden ausschüttenden Gesellschaft 
hält, auf diese Bestimmung berufen, um die Rechtmäßig-
keit einer solchen Regelung in Frage zu stellen (vgl. in 
diesem Sinne Urt. A, Rz. 11 u. 27). 



[100] Da der Vertrag die Niederlassungsfreiheit nicht auf 
Drittländer erstreckt, ist zu vermeiden, dass die Ausle-
gung von Art. 63 Abs. 1 AEUV in Bezug auf die Bezie-
hungen zu Drittländern es Wirtschaftsteilnehmern, die 
sich außerhalb des territorialen Anwendungsbereichs der 
Niederlassungsfreiheit befinden, erlaubt, in den Genuss 
dieser Freiheit zu gelangen. Eine solche Gefahr besteht 
nicht in einer Situation wie derjenigen des Ausgangsver-
fahrens. Die Regelung des betreffenden Mitgliedstaats be-
trifft nämlich nicht die Voraussetzungen des Marktzu-
gangs einer Gesellschaft dieses Mitgliedstaats in einem 
Drittland oder einer Gesellschaft eines Drittlands in die-
sem Mitgliedstaat. Sie betrifft nur die steuerliche Behand-
lung von Dividenden aus Investitionen, die der Bezieher 
der Dividenden in eine in einem Drittland ansässige Ge-
sellschaft getätigt hat. 

[101] Die Argumentation der Regierung des Vereinigten 
Königreichs, der deutschen, der französischen und der 
niederländischen Regierung, wonach die auf die steuerli-
che Behandlung von Dividenden aus Quellen in einem 
Drittland anwendbare Freiheit nicht nur vom Gegenstand 
der im Ausgangsverfahren fraglichen nationalen Rege-
lung, sondern auch von den besonderen Umständen des 
Ausgangsverfahrens abhänge, hätte Wirkungen, die mit 
Art. 64 Abs. 1 AEUV unvereinbar wären. 

[102] Aus der erwähnten Bestimmung geht nämlich her-
vor, dass unter Art. 63 AEUV über den freien Kapitalver-
kehr grundsätzlich solche Kapitalbewegungen fallen, die 
eine Niederlassung oder Direktinvestitionen umfassen. 
Die letztgenannten Begriffe beziehen sich auf eine Form 
der Beteiligung an einem Unternehmen durch Besitz von 
Aktien, die die Möglichkeit verschafft, sich tatsächlich an 
der Verwaltung dieser Gesellschaft und deren Kontrolle 
zu beteiligen (vgl. Urt. Glaxo Wellcome, Rz. 40, und 
Idryma Typou, Rz. 48). 

[103] Nach der Rspr. erfassen die Beschränkungen des 
Kapitalverkehrs im Zusammenhang mit einer Niederlas-
sung oder Direktinvestitionen i.S.v. Art. 64 Abs. 1 AEUV 
nicht nur nationale Maßnahmen, die bei ihrer Anwendung 
auf den Kapitalverkehr mit dritten Ländern die Niederlas-
sung oder Investitionen beschränken, sondern auch sol-
che, die die sich daraus ergebenden Dividendenzahlungen 
beschränken (Urt. Test Claimants in the FII Group Litiga-
tion, Rz. 183, und Holböck, Rz. 36). 

[104] Nach alledem ist auf die vierte Frage zu antworten, 
dass das Unionsrecht dahin auszulegen ist, dass sich eine 
im Gebiet eines Mitgliedstaats ansässige Gesellschaft, die 
eine Beteiligung an einer in einem Drittland ansässigen 
Gesellschaft hält, die ihr einen sicheren Einfluss auf die 
Entscheidungen der letztgenannten Gesellschaft ver-
schafft, auf Art. 63 AEUV berufen kann, um die Verein-
barkeit einer Regelung dieses Mitgliedstaats über die 
steuerliche Behandlung von Dividenden aus Quellen die-
ses Drittlands, die nicht ausschließlich auf Situationen 
anwendbar ist, in dem die Muttergesellschaft einen ent-
scheidenden Einfluss auf die Dividenden ausschüttende 
Gesellschaft ausübt, mit dieser Bestimmung in Frage zu 
stellen. 

 



Zur fünften Frage 

[105] Mit seiner fünften Frage möchte das nationale Ge-
richt wissen, ob die Antwort des Gerichtshofs auf die drit-
te Frage in der Rechtssache, in der das Urt. Test Clai-
mants in the FII Group Litigation ergangen ist, auch gilt, 
wenn in anderen Mitgliedstaaten ansässige Tochtergesell-
schaften, auf die keine Übertragung der ACT erfolgen 
konnte, im Mitgliedstaat der Muttergesellschaft nicht be-
steuert werden. 

[106] Es ist daran zu erinnern, dass der Gerichtshof in 
seinem Urt. Test Claimants in the FII Group Litigation in 
Beantwortung der dritten Frage des vorlegenden Gerichts 
entschieden hat, dass Art. 49 AEUV Rechtsvorschriften 
eines Mitgliedstaats entgegensteht, die es einer gebietsan-
sässigen Gesellschaft ermöglichen, den Betrag der ACT, 
den sie nicht auf die von ihr für das betreffende Ge-
schäftsjahr oder für frühere oder spätere Geschäftsjahre 
geschuldete Körperschaftsteuer anrechnen kann, auf ge-
bietsansässige Tochtergesellschaften zu übertragen, damit 
diese ihn auf die von ihnen zu zahlende Körperschaftsteu-
er anrechnen können, es einer gebietsansässigen Gesell-
schaft jedoch nicht ermöglichen, diesen Betrag auf ge-
bietsfremde Tochtergesellschaften zu übertragen, die in 
diesem Mitgliedstaat auf die dort erzielten Gewinne Steu-
ern zahlen müssen. 

[107] Die Klägerinnen des Ausgangsverfahrens machen 
geltend, dass diese Antwort des Gerichtshofs auch dann 
gelte, wenn die Gewinne gebietsfremder Tochtergesell-
schaften, bei denen eine solche Übertragung der über-
schüssigen ACT nicht erfolgen könne, im Mitgliedstaat 
der Muttergesellschaft nicht besteuert würden, sondern in 
anderen Mitgliedstaaten besteuert würden. Es würde ge-
gen die mit der fraglichen nationalen Regelung verfolgten 
Ziele verstoßen, wenn der Mechanismus der Übertragung 
der überschüssigen ACT auf im Vereinigten Königreich 
besteuerte Tochtergesellschaften beschränkt würde. Die 
im Ausgangsverfahren in Rede stehende nationale Rege-
lung hätte die Möglichkeit vorsehen müssen, die von der 
Muttergesellschaft entrichtete ACT mit der ausländischen 
Körperschaftsteuer zu vergleichen, die die Tochtergesell-
schaft, die Dividenden ausschütte, getragen habe, und hät-
te die Erstattung der überschüssigen ACT erlauben müs-
sen, um eine Mehrfachbesteuerung der Gesellschaften der 
Gruppe zu vermeiden. 

[108] Zu diesem Zweck ist, wie die Kommission ausführt, 
zwischen der ACT zu unterscheiden, die von dem betref-
fenden Mitgliedstaat rechtswidrig unter Verstoß gegen die 
im Vertrag verankerten Freiheiten erhoben worden ist, 
und der ACT, die, wie aus den Rz. 62 u. 72 des vorlie-
genden Urteils hervorgeht, rechtmäßig bei einer gebiets-
ansässigen Gesellschaft erhoben werden durfte, die Divi-
denden aus ausländischen Quellen bezogen hat, weil sie 
dem Mehrbetrag der Körperschaftsteuer entsprach, der 
geschuldet wurde, um den niedrigeren nominalen Steuer-
satz auszugleichen, dem die den Dividenden aus ausländi-
schen Quellen zugrunde liegenden Gewinne im Vergleich 
zu dem auf die Gewinne der gebietsansässigen Gesell-
schaft anwendbaren nominalen Steuersatz unterlagen. 



[109] Aus der Antwort auf die dritte Frage in der vorlie-
genden Rechtssache ergibt sich, dass die rechtswidrig er-
hobene ACT zu erstatten ist. 

[110] Dagegen ist in Bezug auf die ACT, die dem Mehr-
betrag der Körperschaftsteuer entspricht, die der betref-
fende Mitgliedstaat erheben durfte, daran zu erinnern, 
dass die ACT eine Vorauszahlung der Körperschaftsteuer 
im Vereinigten Königreich ist. Das Recht, die überschüs-
sige ACT an Tochtergesellschaften abzutreten, gewähr-
leistet, dass eine Gruppe von im Vereinigten Königreich 
besteuerten Gesellschaften nicht – nur wegen der ACT – 
einen höheren Steuerbetrag entrichtet, als er der gesamten 
im Vereinigten Königreich entstandenen Steuerschuld 
entspricht. Die Erstreckung dieses Rechts auf im Verei-
nigten Königreich nicht steuerpflichtige gebietsfremde 
Gesellschaften, die zur Erstattung der überschüssigen 
ACT führen würde, würde faktisch dem Vereinigten Kö-
nigreich das Recht nehmen, einen Mehrbetrag an Steuer 
auf Dividenden aus ausländischen Quellen zu erheben, die 
aus Gewinnen ausgeschüttet werden, die zu einem niedri-
geren Steuersatz als dem im Vereinigten Königreich an-
wendbaren besteuert worden sind, und auf diese Weise 
die Ausgewogenheit der Aufteilung der Besteuerungsbe-
fugnis zwischen den Mitgliedstaaten beeinträchtigen (vgl. 
in diesem Sinne Urt. v. 30.6.2011 – C-262/09 – Meilicke 
u.a., noch nicht in der amtlichen Sammlung veröffent-
licht = GmbHR 2011, 875 m. Komm. Rehm/Nagler, 
Rz. 33 und die dort angeführte Rspr.). 

[111] Daher ist auf die fünfte Frage zu antworten, dass die 
Antwort des Gerichtshofs auf die dritte Frage in der 
Rechtssache, in der das Urt. Test Claimants in the FII 
Group Litigation ergangen ist, nicht gilt, wenn in anderen 
Mitgliedstaaten ansässige Tochtergesellschaften, auf die 
keine Übertragung der ACT erfolgen konnte, im Mit-
gliedstaat der Muttergesellschaft nicht besteuert werden. 
... 

 


